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83. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Oc htrup im Bereich Laurenzbusch 
hier: Prüfung der Bedenken und Anregungen aus der ö ffentlichen Auslegung gemäß § 3  
Abs. 2 BauGB und Beschluss über die Flächennutzungs planänderung 

 
    
 
Beschlussvorschlag: 
 
Nach Prüfung der vorgebrachten Bedenken und Anregungen wird auf Grund der §§ 7 und 41 der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.7.1994 (GV NW S. 666/SGV NW 2023), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
21.12.2010 (GV NRW S. 688) und der §§ 1 (3) und 1 (8) Baugesetzbuch in der zur Zeit des Auf-
stellungsbeschlusses gültigen Fassung, die 83. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt 
Ochtrup im Bereich Laurenzbusch beschlossen einschließlich Begründung hierzu (siehe Anlage). 
 
Der Geltungsbereich der 83. Änderung des Flächennutzungsplanes beinhaltet die Flurstücke 567 
tlw., 566 und 550, Flur 69, Gemarkung Ochtrup. 
 
Mit Wirksamkeit der Änderung des Flächennutzungsplanes werden die betreffenden Ausweisun-
gen des wirksamen Flächennutzungsplanes abgeändert. 
 
Sachdarstellung: 
 
Im Rahmen der EOC-Erweiterung ist es geplant, die Sonderbaufläche (S 9) mit der Zweckbestim-
mung Stellplätze nach Norden zu erweitern. Diese Stellplätze sollen zusätzlich dem Sondergebiet 
(SO 5) Großflächiger Einzelhandel (EOC) dienen bzw. das Stellplatzangebot ortsnah verbessern. 
 
Die Ausweisung erfolgt unter Inanspruchnahme der gewerblichen Baufläche östlich des Textilbe-
triebes OTV. 
 
I.) Verfahrensübersicht 
 
- Aufstellungsbeschluss gemäß § 1 (8) BauGB am 01.02.2011 
- Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses 
 gemäß § 1 (8) BauGB i.V. mit § 2 (1) und § 3 (1) BauGB am 02.04.2011 
- Bekanntmachung der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit 
 gemäß § 1 (8) BauGB i.V. mit § 2 (1) und § 3 (1) BauGB am 02.04.2011 
- Durchführung der Beteiligung der Öffentlichkeit vom 04.04.2011 
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 gemäß § 3 (1) BauGB bis 28.04.2011 
- Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher vom 29.03.2011 
 Belange gemäß § 4 (1) BauGB bis 28.04.2011 
- Erneuter Aufstellungsbeschluss gemäß § 1 (8) BauGB und 
 Beschluss zur öffentlichen Auslegung gem. § 3 (2) BauGB am 12.05.2011 
- Bekanntmachung des erneuten Aufstellungsbeschlusses und 
 der öffentlichen Auslegung gem. § 3 (2) BauGB am 18.05.2011 
- Durchführung der öffentlichen Auslegung gem. § 3 (2) BauGB vom 26.05.2011 
  bis 27.06.2011 
- Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
 Belange gem. § 4 (2) BauGB i.V.m. § 3 (2) BauGB vom 24.05.2011 
  bis 27.06.2011 
 
II.) Ergebnis der Beteiligung der Öffentlichkeit 
 
Seitens der Öffentlichkeit wurden im Auslegungszeitraum keine Stellungnahmen eingereicht. 
 
III.) Ergebnis der Beteiligung der Behörden und son stigen Träger öffentlicher Belange 
 
Wehrbereichsverwaltung West vom 31.05.2011 
 
Text der Stellungnahme: 
 
Das vorgesehene Plangebiet liegt im Zuständigkeitsbereich (ZB schwarz) des militärischen Flug-
platzes Rheine-Bentlage. Somit handelt es sich um einen Fall nach § 18 a LuftVG. Auf die Formu-
lierung des § 18 a LuftVG, die nach Auffassung des Bundesministeriums der Verteidigung ein ma-
terielles Bauverbot beinhaltet, solange die Zustimmung der BAFS und Flugsicherungsorganisation 
nicht vorliegt, mache ich aufmerksam. Für militärische Flugplätze treten anstelle der BAFS und der 
Flugsicherungsorganisation nach § 30 Abs. 2 Satz 4 LuftVG Behörden der Bundeswehrverwaltung. 
Für das Land Nordrhein-Westfalen ist dies die Wehrbereichsverwaltung West mit Sitz in Düssel-
dorf. 
 
Grundsätzlich bestehen gegen die o.a. Planungen (Stellplätze, Verkehrsflächen, Wald, Wohnum-
feldverbesserung) aus militärischer Sicht keine Bedenken. 
 
Sofern jedoch in folgenden Bauverfahren – einschließlich Dachaufbauten, Antennen, Schornstei-
ne, Solar- und Photovoltaikanlagen, Windenergieanlagen als auch für andere Vorhaben – Höhe 
von 50 Metern über Grund und mehr erreicht werden sollten, bitte ich mir die entsprechenden 
Bauvoranfragen/Bauanträge zur Einzelfallprüfung zuzuleiten. 
 
Für Bauhöhen von 30 bis 50 m über Grund sind mir nach Fertigstellung der Bauwerke die genaue 
Lage mit Koordinatenangabe und der genauen Bauhöhe mitzuteilen, um das militärische Höhenka-
taster fortzuführen. 
 
Des Weiteren verläuft über das Plangebiet in ca. 518 m Höhe über NN ein Abschnitt des militäri-
schen Nachttiefflugsystems. Diese Höhe stellt eine absolute Bauhöhenbegrenzung dar. Auf Grund 
dieser Lage des Plangebietes ist mit Lärm- und Abgas-Emissionen durch den militärischen Flugbe-
trieb zu rechnen. Spätere Ersatzansprüche gegen die Bundeswehr werden wegen dieses frühzeiti-
gen Hinweises nicht anerkannt. 
 
Ergebnis der Prüfung: 
 
Der Hinweis über die Zuständigkeit wird zur Kenntnis genommen. 
 
Die Bauhöhe von 30 - 50 m über Grund wird in Anbetracht der Anlegung von Stellplatzflächen und 
unter Berücksichtigung etwaiger Nebenanlagen nicht überschritten. 
 
Durch die geplante Nutzung als Sonderbaufläche für Stellplätze wird auch die angegebene absolu-
te Bauhöhenbegrenzung nicht erreicht und daher sind Beeinträchtigungen des militärischen Nacht-
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tiefflugsystems nicht zu befürchten. Inwieweit durch den Hinweis spätere Ersatzansprüche gegen 
die Bundeswehr ausgeschlossen werden, kann nicht beurteilt werden. 
 
Umweltrelevanz: 
 
Zur Änderung des Flächennutzungsplanes ist ein Umweltbericht mit einer Ökobilanz gefertigt wor-
den und mögliche Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen wurden festgelegt. 
 
Haushaltrechtliche Beurteilung: 
 
Bis auf die Kosten der Gutachter und die Kosten für Ausgleichsmaßnahmen werden die Kosten 
des Planverfahrens aus dem Untersachkonto 61000.65500 (Sachkosten für die Bauleitplanung) 
finanziert. 
 
Generationengerechtigkeit: 
 
Die EOC-Erweiterung und die hiermit verbundene Anlegung notwendiger Stellplätze sichert auch 
für künftige Generationen Arbeitsplätze und stellt einen weiteren Beitrag zur Stärkung der Innen-
stadt dar. 
 
  
Im Auftrage: 
 
 
 
Koke 
 
 


